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Eltern sollen ihren Kindern
im Spital beistehen können
Die Regeln für den Betreuungsurlaub werden neu justiert

STEFAN HÄBERLI, BERN

Was tun, wenn das Kind Fieber hat?
Diese Frage beschäftigt vor allem
Doppelverdiener-Eltern. Kranke Kin-
der dürfen nicht in die Kita gebracht
werden. Jemand muss sich also beim
Chef abmelden und zu Hause bleiben.
Die Verhandlungen darüber, wer «je-
mand» ist, münden bei manchen Paaren
schnell in einer Grundsatzdebatte über
die Gleichstellung der Geschlechter.
Immerhin ist die arbeitsrechtliche Situa-
tion relativ klar: Ist ein Kind krank, darf
die Mutter oder derVater im Prinzip bis
zu drei Tage zu Hause bleiben. Weder
ein Teil des Lohns noch Ferientage dür-
fen dafür gestrichen werden.

Entscheide wirken herzlos

Wenn ein Kind schwer erkrankt, dürften
die wenigsten Paare darüber streiten,
wer es ins Spital begleitet.Ausgerechnet
in dieser emotional belastenden Situa-
tion ist hingegen die rechtliche Lage un-
übersichtlich. Wer wann wie lange da-
für entschädigt wird, wenn er oder sie
bei einem kranken Kind sein will, hängt
vom Einzelfall ab. Dabei hat das Parla-
ment mit einer Gesetzesänderung ver-
meintlich für Klarheit gesorgt. Seit Juli
2021 können erwerbstätige Eltern, die

sich um ein schwer krankes Kind küm-
mern, eine bezahlte Auszeit von bis zu
14Wochen nehmen.

Der Urlaub kann innerhalb von
18 Monaten am Stück, aber auch tage-
weise bezogen werden. Die Eltern dür-
fen die Tage untereinander aufteilen.
Finanziert wird der Urlaub über die
Erwerbsersatzordnung (EO). Die Ent-
schädigung deckt grundsätzlich 80 Pro-
zent des Einkommens ab, ist aber bei 220
Franken pro Tag oder 6600 Franken pro
Monat gedeckelt. In der Regel überweist
die Ausgleichskasse das Geld an den
Arbeitgeber.Vor der Einführung des Be-
treuungsurlaubs wurden die Eltern kran-
ker Kinder meist krankgeschrieben. Die
Kosten übernahmen die Arbeitgeber
und die Krankentaggeldversicherung.

Das Gesetz weckte allerdings fal-
sche Hoffnungen.Damit Eltern den Be-
treuungsurlaub beziehen können, muss
beim Kind eine «einschneidende Ver-
änderung seines körperlichen oder psy-
chischen Zustandes eingetreten» sein.
Weiter gilt, dass der Verlauf der Krank-
heit «schwer vorhersehbar» ist oder mit
einer «bleibenden oder zunehmenden
Beeinträchtigung oder demTod zu rech-
nen ist». Das führte dazu, dass die Aus-
gleichskassen – basierend auf ärztlichen
Attesten – teilweise Entscheide treffen
(müssen), die für Betroffene herzlos er-
scheinen. Der FDP-Ständerat Damian
Müller reichte weniger als ein Jahr nach
Inkrafttreten des Gesetzes eine Motion
ein, die das ändern soll.

Seine Beweggründe illustrierte er im
Ständerat mit einemBeispiel: «Sie freuen
sich auf die Geburt Ihres Kindes, aber
kaum ist es auf derWelt,wird festgestellt,
dass es an Krebs leidet und im Spital
bleiben muss.» Nach dem ersten Schock
stelle sich irgendwann die Frage: «Wie
vereinbare ich jetzt diese familiäre Her-
ausforderung mit meiner Arbeit?» Wo-
möglich freue man sich, dass die Schweiz
seit 2021 eine Betreuungsentschädigung
kenne. «Sie kämpfen sich durch das kom-
plexe Formular, holen alle Unterschrif-
ten undAtteste ein – und dann ein weite-
rer Schock: Ihr Gesuch wird nach mehr-
monatiger Behandlungszeit abgelehnt.
Der Grund: Das Kind wurde ja schon
mit Krebs geboren, also liegt keine Ver-
schlechterung des Zustandes vor.»

Solche Fälle will Müller mit einer Ge-
setzesänderung verhindern. Wenn ein
Kind vier Tage oder länger im Spital be-
handelt werden muss, sollen Doppelver-
diener-Eltern automatisch Anspruch auf
den Betreuungsurlaub haben. Die EO
würde einspringen, sobald die drei Tage,

die der Arbeitgeber bezahlen muss, aus-
geschöpft sind. Der Nationalrat hat den
Vorstoss amMittwochmit 131 zu 32 Stim-
men angenommen. Die Nein-Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der
SVP.Dabei offenbarte sich einGeschlech-
tergraben in der Fraktion: Während die
Männer den Vorstoss deutlich ablehn-
ten, drückte die Hälfte der SVP-Natio-
nalrätinnen auf den Ja-Knopf. Da der
Ständerat die Motion bereits im Herbst
angenommen hatte, muss der Bundesrat
nun eine Gesetzesvorlage ausarbeiten.

BundesratAlain Berset hatte sich im
Parlament – nicht besonders energisch –
dagegen gewehrt. Die Gegner der
Motion führten folgendeArgumente ins
Feld:Erstens sei es noch zu früh, um eine
Bilanz zu ziehen. Das Gesetz sei erst
vor wenigen Monaten in Kraft getreten.
Zweitens führe der Vorschlag zu neuen
Ungerechtigkeiten. Wenn ein viertägi-
ger Spitalaufenthalt eines Kindes einen
Anspruch auf den Betreuungsurlaub be-
gründe, führe dies zu einer Benachteili-
gung jener Eltern, deren Kinder ambu-
lant betreut würden. Drittens erwei-
tere das Kriterium den Kreis der theo-
retisch anspruchsberechtigten Familien
von heute rund 4500 auf 20 000 Fami-
lien pro Jahr. Folglich könnten die Kos-
ten in der EO erheblich steigen.

Run ist bisher ausgeblieben

Das Kostenargument verfing offensicht-
lich nicht einmal im bürgerlichen Lager.
Das lag wohl daran, dass ein Run auf
den Betreuungsurlaub bisher ausgeblie-
ben ist. Wie das Bundesamt für Sozial-
versicherungen (BSV) auf Anfrage mit-
teilte, wurden bis Ende des vergangenen
Jahres 1120 bewilligte Gesuche gemel-
det. Die Kosten in der EO belaufen sich
auf total knapp 7Millionen Franken.Weil
die Eltern anderthalb Jahre Zeit haben,
um die bis zu 98 Urlaubstage zu bezie-
hen,wird dieserWert sehr wahrscheinlich
noch steigen. Auch wurden dem Bund
noch nicht alle Fälle gemeldet, die sich
auf das Jahr 2022 beziehen.

Laut dem BSV ist es bei der Einfüh-
rung einer neuen Leistung zudem häu-
fig so, dass es eine gewisse Zeit braucht,
bis die Leistungsbezüge den «Normal-
stand» erreichen. Die «wahren» Kosten
des Betreuungsurlaubs in der bisherigen
Form lassen sich also noch nicht defini-
tiv beziffern. Klar ist hingegen, dass sie
deutlich unter den 74 Millionen Fran-
ken pro Jahr liegen, die der Bund vor
der Einführung des Betreuungsurlaubs
als Höchstwert angegeben hatte.

Wenn ein Kind vier Tage oder länger ins Spital muss, geraten erwerbstätige Eltern heute mitunter in die Fänge der Bürokratie. A. RAMP / NZZ

Das sind die Eckpfeiler
der BVG-Reform
Bei der beruflichen Vorsorge steht ein Umbau bevor

MICHAEL FERBER

Die Reform der beruflichen Vorsorge
(BVG) beherrscht Bundesbern. Zum
Ende der bis 17.März dauernden Früh-
jahrssession soll sie nach jahrelangem
Seilziehen verabschiedet werden. Bei
der Neuordnung geht es um die Rah-
menbedingungen für die Schweizer Pen-
sionskassen. Die höhere Lebenserwar-
tung der Bevölkerung, die im vergange-
nen Jahrzehnt sehr niedrigen Zinsen so-
wie der politische Reformstau setzen die
Kassen unter Druck.

Viele der Vorsorgeeinrichtungen
sahen sich in den vergangenen Jahren
regulatorisch gezwungen, überhöhte
Renten auszubezahlen und zur Finan-
zierung Gelder von erwerbstätigen Ver-
sicherten zu Rentnern umzuverteilen.
Die BVG-Reform soll nun helfen, die
finanzielle Lage der Kassen zu verbes-
sern und die Umverteilung zu mindern.
Absehbar wird dies nur zum Teil gelin-
gen. Zudem sollen Teilzeit- und Mehr-
fach-Beschäftigte besser versichert wer-
den und Nachteile von älteren Arbeit-
nehmenden auf dem Arbeitsmarkt aus-
gemerzt werden. – Ein Überblick über
die wichtigsten Punkte der angestrebten
BVG-Reform und derenWirkung.

� Der BVG-Umwandlungssatz soll
endlich sinken. Die BVG-Reform sieht
die Senkung des BVG-Mindestumwand-
lungssatzes von 6,8 auf 6 Prozent vor.
Dieser bestimmt, mit welchem Satz das
angesparte Vermögen mindestens in
einen jährlichen Rentenanspruch umge-
wandelt werden muss. Technisch ist er
abhängig von der mit dem Kapital eini-
germassen risikofrei erzielbaren Ren-
dite und der erwarteten Laufzeit.

Gemäss dem BVG-Mindestumwand-
lungssatz erhalten ein 65-jähriger Mann
oder eine 64-jährige Frau also ab der
Pensionierung pro 100 000 Franken
Altersguthaben im Obligatorium eine
jährliche Rente von 6800 Franken. Auf-
grund der gestiegenen Lebenserwartung
und der immer noch niedrigen Zinsen an
den Kapitalmärkten ist dieser Satz deut-
lich zu hoch.LautVorsorgeexperten wäre
mathematisch ein Umwandlungssatz von
5 Prozent oder darunter angebracht.

Trotzdem ist die Lage in der Praxis
nicht ganz so dramatisch, wie es auf den
ersten Blick aussieht. Die im BVG-Ge-
setz festgeschriebenen, derzeit gültigen
6,8 Prozent gelten nämlich nur für den
obligatorischen Teil des Vorsorgegut-
habens – also für versicherte Löhne von
bis zu 88 200 Franken. Im überobligato-
rischen Bereich können deutlich niedri-
gere Sätze angewendet werden.

Faktisch ist dies also nur für 10 bis
20 Prozent der Pensionskassen direkt
relevant. Die meisten Einrichtungen
haben genug überobligatorisches Vor-
sorgekapital, auf dem sie niedrigere,
realistische Umwandlungssätze für ihre
Versicherten festlegen können.

Die Senkung des BVG-Mindest-
umwandlungssatzes wäre vor allem für
die sogenannten «BVG-nahen» Pen-
sionskassen,diemit den 6,8 Prozent rech-
nen müssen, eine wichtige und hilfreiche
Änderung. Nach dem Bundesrat haben
auch der Nationalrat und der Ständerat
der längst angezeigten Senkung des Um-
wandlungssatzes zugestimmt.

� Neue Umverteilungen, getarnt als
«Kompensationen». Da die Senkung
des BVG-Umwandlungssatzes Renten-
kürzungen mit sich bringen würde, sieht
die Reform «Kompensationen» vor.Die
15 Jahrgänge der sogenannten Über-
gangsgeneration – also die Versicher-
ten, die nach Inkrafttreten der Reform
50 bis 64 Jahre alt sind – sollen lebens-
lang einen Zuschlag auf ihre Renten aus
den Pensionskassen bekommen, dieser
soll bei bis zu 2400 Franken pro Jahr lie-
gen und abhängig vom angespartenVor-
sorgeguthaben sein.

Den vollen Zuschlag auf die Rente
soll erhalten,wer bei der Pensionierung
ein Altersguthaben von 220 500 Fran-
ken oder weniger hat. Bei Altersgut-
haben zwischen 220 500 und 441 000
Franken soll der Zuschlag degressiv

ausgestaltet sein. Versicherte mit noch
höheren Altersguthaben aus der Pen-
sionskasse sollen keine Kompensation
erhalten.

Diese Kompensationen für Rentner,
die insgesamt mehr als 11 Milliarden
Franken kosten dürften, sollen von den
betroffenen Pensionskassen aus Rück-
stellungen und zusätzlichen Lohnabzü-
gen bei den noch Erwerbstätigen finan-
ziert werden. Es entsteht damit eine
neue Dimension der Umverteilung von
Erwerbstätigen zu Rentnern. Die zu-
sätzlichen Abzüge sollen zunächst auf
15 Jahre beschränkt sein, doch eineVer-
längerung ist nicht auszuschliessen.

� Eintrittsschwelle und Koordina-
tionsabzug: Teilzeit- und Mehrfach-
Beschäftigte sollen besser versichert
werden. Als drittes wichtiges Element
will die BVG-Reform Personen mit
niedrigeren Einkommen und Teilzeit-
beschäftigte besser in die berufliche
Vorsorge einbinden. Das obligatorische
Zwangssparen in der zweiten Säule soll
auch für sie ausgebaut werden – schliess-
lich geht es ja nicht zuletzt darum, dass
diese Personen im Alter selber ein ge-
nügendesAuskommen haben und unter
normalen Umständen nicht der Allge-
meinheit zur Last fallen müssen.

Damit jemand derzeit in der beruf-
lichen Vorsorge versichert ist, muss er
oder sie bei einem Arbeitgeber einen
Jahreslohn von mindestens 22 050 Fran-
ken (Stand 2023) erzielen. Man spricht
auch von der sogenannten «Eintritts-
schwelle». Diese senkt die Lohnneben-
kosten für Geringverdienende. Wäh-
rend der Nationalrat diese auf dem der-
zeitigen Stand halten will, will sie der

Ständerat auf 17 640 Franken senken.
Ziel der Senkung ist es, Teilzeitbeschäf-
tigte und Personen mit Jobs bei mehre-
ren Arbeitgebern besserzustellen.

Gemessen an den Debatten ist der
sogenannte Koordinationsabzug noch
wichtiger. Zurzeit sind die ersten 25 725
Franken des Jahreslohns nicht in der
beruflichen Vorsorge versichert. Dabei
geht es auch um die «Koordination» mit
der AHV, die diesen Betrag bereits ab-
gedeckt hat. Der Koordinationsabzug
sorgt vor allem im Zusammenhang mit
Teilzeitbeschäftigten für Kontroversen,
da er bei niedrigeren Löhnen überpro-
portional durchschlägt und diese dann
nur wenig versichert sind.

Nationalrat und Ständerat haben
sich darauf geeinigt, dass es nach der
Reform keinen fixen Koordinations-
abzug mehr geben soll.Vielmehr sollen
neu stets 80 Prozent von Jahreseinkom-
men bis 88 200 Franken obligatorisch
versichert sein.

� Weniger starke Staffelung der
Altersgutschriften soll ältere Arbeit-
nehmende weniger «teuer» machen.
Das Altersguthaben in der beruflichen
Vorsorge bildet sich aus den jährlichen
Altersgutschriften, also Lohnbeiträgen.
Derzeit gibt es vier verschiedene Stufen
zwischen 7 und 18 Prozent.

Die BVG-Reform sieht nun statt vier
neu nur noch zwei Stufen vor: Im Alter
von 25 bis 44 Jahren soll der Lohnabzug
9 Prozent betragen, imAlter von 45 bis 65
Jahren sollen es 14 Prozent sein.Die tiefe-
renAltersgutschriften für ältere Erwerbs-
tätige sollen diese auf demArbeitsmarkt
attraktiver machen, da sie so Unterneh-
men nicht mehr so viel höhere Lohn-
nebenkosten verursachen als jüngere.

Die höhere
Lebenserwartung
und die im vergangenen
Jahrzehnt
sehr niedrigen Zinsen
setzen die Kassen
unter Druck.

Wir halten Wort.Wir halten Wort.

VERTRAUENS
SCHAFFER

Wir gehenmit IhremGeld um
wiemit unserem eigenen.
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Ein Pharmariese knickt scheinbar ein
Eli Lilly senkt den Preis für Insulin um bis zu 70 Prozent, strebt aber mit Pillen gegen Fettleibigkeit satte Gewinne an

CHRISTOF LEISINGER, NEW YORK

Der amerikanische Markt mag der
Pharmabranche lange Zeit wie ein
Paradies vorgekommen sein, nun aber
scheint sich das inAnsätzen zu ändern.
Am Mittwoch kündigte mit Eli Lilly
einer der drei grossen amerikanischen
Hersteller von Insulin an, die Selbst-
beteiligung beim Kauf dieses Medika-
ments für praktisch alle Kunden auf
35 Dollar proMonat zu begrenzen.Der
Pharmariese weitet damit ein früheres
Programm aus, das den günstigen Preis
nur bestimmten anspruchsberechtigten
Patienten gewährt hatte.

Der monatliche Höchstbetrag von
35 Dollar entspricht der vom Kongress
im Rahmen der Inflation Reduction
Act verabschiedeten Bestimmung, wo-
nach die Kosten für die Verschreibung
von Insulin fürMedicare-Patienten die-
sen Betrag nicht überschreiten sollten.
Die demokratischenAbgeordneten im
Kongress wollten diese Obergrenze ur-
sprünglich auch auf andere Versiche-
rungsformen ausdehnen, konnten dies
aber aufgrund des besonderen Gesetz-
gebungsverfahrens nicht tun. Nun geht
mit Eli Lilly einer der grossen Herstel-
ler diesen Schritt sogar freiwillig.

Das Unternehmen kündigte ausser-
dem an, den Listenpreis seines mar-
kenlosen Insulins auf 25 Dollar pro
Monat zu senken und den seines Mar-
kenprodukts Humalog, das am häufigs-
ten verschrieben wird, bis Ende 2023
um 70 Prozent zu reduzieren. Der Lis-
tenpreis für ein 10-Milliliter-Fläsch-
chen liegt derzeit bei etwa 275 Dollar.
Das hohe Niveau trifft all die amerika-
nischen Bürger, die nicht krankenver-
sichert sind oder die einen Kranken-
versicherungstarif mit hohem Selbst-
behalt haben.

Zum Politikum geworden

Eli Lilly versucht damit proaktiv auf ein
Umfeld zu reagieren, in dem das Preis-
gebaren der Branche längst zu einem
Politikum geworden ist und in dem so-
wohl republikanische als auch demokra-
tische Regierungen nach verschiedenen
Analysen mit dem Gedanken spielten,
den Preis für das Insulin unter Umstän-
den auch mit drastischeren Massnah-
men nach unten zu bringen. Schliesslich
ist Diabetes in den vergangenen Jahren
aufgrund der ungesunden Ernährung
zu einem Massenphänomen geworden.
Mehr als achtMillionenAmerikaner mit
Diabetes sind auf die Versorgung mit
Insulin angewiesen. Menschen mit Dia-
betesTyp 1 können nicht darauf verzich-
ten, und selbst für Patienten des Typs 2
ist es nötig.

Umfragen hatten jedoch ergeben,
dass rund jeder sechste Insulinpatient
dazu gezwungen war, den Einsatz des

Medikamentes aus Kostengründen zu
rationieren. Das lag daran, dass der
Preis für bestimmte Insulinsorten in
den vergangenen 20 Jahren mit 1000
Prozent deutlich stärker gestiegen ist
als die allgemeine Inflation. Der Lis-
tenpreis für einigeVarianten des Medi-

kaments liegt derzeit noch bei über
200 Dollar, obwohl die Herstellung
von Insulin im Allgemeinen weniger
als 10 Dollar pro Dosis kostet.

Künstliche Preistreiberei?

Der amerikanische Markt ist bisher
so verzerrt gewesen, dass mit Sanofi,
Novo Nordisk und Eli Lilly drei Unter-
nehmen das Insulingeschäft dominie-
ren konnten, wie Kritiker argumen-
tieren. Sie seien in diesen Markt ein-
gestiegen, nachdem der ursprüngliche
Entdecker sein Patent vor einem Jahr-
hundert für einen mageren Dollar ver-
kauft habe, und hätten aus dem tradi-
tionellen Produkt ein «Wundermittel»
gemacht. Sie stellten verschiedene Ver-
sionen des Medikaments her, die länger
halten oder schneller wirken, und sie
entwickelten wichtige Verbesserungen,
«um den Bedürfnissen der Patienten ge-
recht zu werden», wie es so schön hiess.
Dabei dienten die angeblichen Innova-
tionen in erster Linie dazu, Patente an-
zumelden und die Preise zu erhöhen,
obwohl der Kern des Medikaments im
Wesentlichen gleich geblieben war.

Wen wird es überraschen, dass die
vielen Patienten und damit indirekt auch
die breite Öffentlichkeit angesichts des
dysfunktionalen amerikanischen Ge-

sundheitssystems und des krassen Miss-
verhältnisses zwischen den Produktions-
kosten und den Preisen wütend gewor-
den waren und die Regierungen immer
stärker unter Druck setzten, etwas zu
ändern. Schon eine Weile zeigen Um-
fragen, dass die Wähler beider Par-
teien in überwältigender Zahl wollen,
dass der Gesetzgeber etwas gegen die
hohen Preise für das Insulin und gegen
die hohen Arzneimittelpreise im Allge-
meinen unternimmt.

Die Biden-Regierung hat diesen Um-
stand bei der Konzipierung der Inflation
ReductionAct geschickt genutzt, um die
enormen Staatsausgaben in anderen Be-
reichen wenigstens zu einem kleinen
Teil zu kompensieren, und tatsächlich ist
der Kongress diesen bemerkenswerten
Schritt mitgegangen. Und das ist längst
nicht alles, denn die einzelnen Glied-
staaten verfolgen zum Teil sogar noch
bemerkenswertere Pläne.

Eine Hintertür offen gehalten

Kalifornien zum Beispiel hat 100 Mil-
lionen Dollar für ein öffentliches Insu-
linprojekt bewilligt und hat damit der
Idee, lebenswichtige Medikamente
im Extremfall mit öffentlichen Mit-
teln herstellen zu lassen, eine gewisse
Glaubwürdigkeit verliehen. Kurzfris-

tig denkt man in Sacramento über eine
Partnerschaft mit einem bestehenden
Unternehmen nach. Zum Beispiel mit
Civica Rx, einem gemeinnützigen Kon-
glomerat von Krankenhäusern, Ge-
sundheitsunternehmen, Stiftungen und
Universitäten, das günstige Generika
entwickelt. Langfristig soll eine staat-
liche Fabrik mit zivilem Personal auf-
gebaut werden, die ihr eigenes Insulin-
generikum herstellt und es praktisch
zu Produktionskosten verkauft. Fach-
leute rechnen zwar auf diesem Weg
mit rechtlichen, regulatorischen und
wissenschaftlichen Hindernissen, aber
das ist der Plan.

Andere Gliedstaaten wie etwa
Washington, Maine oder Michigan
scheinen an ähnlichen Projekten inter-
essiert zu sein. Mit Gretchen Whit-
mer hat jüngst die Gouverneurin von
Michigan, die gerade eine demokra-
tische Mehrheit in der Legislative er-
rungen hat, vorgeschlagen, 150 Mil-
lionen Dollar zu investieren, um eige-
nes Insulin zu produzieren. Auf die-
ser Basis scheint es nur konsequent zu
sein, wenn die konventionellen Her-
steller des Medikaments ihre Preise
von sich aus senken, denn sie hätten
den Umsatz und den Ertrag ohnehin
verloren – und Eli Lilly hat sich offen-
sichtlich eine Hintertür offen gehalten.
Der Arzneimittelhersteller beherzigt
zwar Bidens Ruf nach günstigem Insu-
lin. Gleichzeitig aber setzt er sich für
eine Regelung ein, bei der er auf Kos-
ten des Krankenversicherungssystems
mit dem Verkauf von Medikamenten
gegen Fettleibigkeit satte Gewinne ein-
fahren würde.

In Kanada waren die Insulinmedikamente deutlich günstiger als in den USA. CARLOS OSORIO / REUTERS

BPS (SUISSE) – Jahresergebnisse 2022

Gutes Geschäftsergebnis dank neuen
Kundeneinlagen und anhaltendem
Wachstum bei Kundenausleihungen.

Lugano, 28. Februar 2023

Mit den zwei Kerngeschäftsfeldern Retail Ban-
king und Private Banking, welche durch die Be-
reiche Corporate und Asset Management er-
gänzt und vervollständigt werden, hat sich die
BPS (SUISSE) auch in einer anspruchsvollen
Berichtsperiode gut behaupten können.

Geschäftsstellennetz
Im zweiten Halbjahr wurde eine neue Agentur
in Manno (TI) eröffnet als Abrundung und
Ergänzung eines besonders interessanten
Ballungsraums von Lugano. Damit verfügt die
BPS(SUISSE)über insgesamt21Zweigstellen
in 8 Kantonen sowie im FürstentumMonaco.
DerPersonalbestand istauf359Mitarbeitende
angewachsen (+ 12).

Produkte und Dienstleistungen
Das Angebot an Produkten und Dienstleistun-
gen fürRetail-Kundenwurdeweiterausgebaut.

Gegen Ende des Berichtsjahres wurde die De-
bit-Mastercard-Karteeingeführt,diezahlreiche
neue Funktionen – auch online – bietet.

Als Ergänzung zur 3. Säule in Form der Bank-
lösung ist die Zusammenarbeit mit der auf An-
lagefonds spezialisierten Privor Vorsorgestif-
tung positiv angelaufen. Diese ergänzt das
bestehende Angebot von Life Benefit mit aus-
schliesslich Barmitteln.

Einige Kennzahlen 2022

Positive Entwicklung bei denKundeneinlagen,
insbesondereunterdemAspektdesNettoneu-
geldzuflusses.AufgrunddesKursrückgangsan
den Börsen und der Aufwertung des Fremd-
währungsanteils verringerten sie sich aller-
dings auf CHF 5’422’000’000 (-3%).

Die Kundenausleihungen erhöhten sich auf
CHF 5’371’000’000 (+6%). Das Wachstum
war in allen Regionen zu verzeichnen.

Der Ertrag aus dem Zinsengeschäft stieg auf
CHF 66’799’000 (+10%). Das Kommissions-
undDienstleistungsgeschäft verzeichnete hin-
gegen, durch die negative Markt-Situation

einen Rückgang auf CHF 24’999’000
(-13%). Das Handelsgeschäft und der Fair-
Value-Option verringerten sich um 30% auf
CHF 10’007’000. Es resultierte ein Nettoer-
trag von CHF 100’910’000 (-5%).

Nach Abzug des Geschäftsaufwandes von
CHF76’487’000 (+3%) resultiert ein Reinge-
winn von CHF 16’397’000 (-27%). Der Rück-
gang ist in erster Linie auf transitorische Bu-
chungen einiger Bilanzpositionen zurück-
zuführen, die im Geschäftsjahr 2023 wieder
ausgeglichen werden.

Das Eigenkapital ist per 31. Dezember 2022
auf CHF 443’030’000 (+3%) angestiegen.

Kulturbeilage 2022
Der Jahresbericht 2022 wird durch eine Kul-
turbeilage bereichert, die dem Schweizer Hu-
manisten, Unternehmer, Philanthropen und
1901mitdemFriedensnobelpreisausgezeich-
neten Gründer des Roten Kreuzes, Henry Du-
nant (Genf, 8.Mai 1828–Heiden, 30.Oktober
1910) gewidmet ist.

www.bps-suisse.ch

Medienmitteilung

Francesco Ventura
Niederlassungsleiter
BPS (SUISSE) Zürich

Mauro De Stefani
Präsident der Generaldirektion

BPS (SUISSE)

Ihre Bank, Ihre Werte

Kennzahlen in CHF 2022 2021 Veränderung%

Bilanzsumme 6 475 563 862 6 251 206 549 3.59

Kundengelder 3 502 271 700 3 535 521 936 -0.94

Kundenausleihungen 5 371 194 506 5 083 357 000 5.66

davon Hypothekarforderungen 4 781 338 444 4 527 108 524 5.62

Eigene Mittel 443 030 843 430 683 456 2.87

Netto-Erfolg aus dem Zinsengeschäft 66 798 674 60 734 677 9.98

Erfolg aus dem Kommissionsgeschäft 24 999 362 28 781 748 -13.14

Erfolg aus dem Handelsgeschäft 10 006 546 14 346 143 -30.25

Betriebsertrag 100 907 786 106 826 656 -5.54

Geschäftsaufwand 76 486 487 74 265 234 2.99

Geschäftserfolg 21 145 317 28 199 187 -25.01

Gewinn 16 397 387 22 400 885 -26.80


